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I. Vorbemerkung 

 
Vielen Dank für die Beteiligung am Gesetzgebungsverfahren. Der bad e. V. begrüßt 
ausdrücklich die Vereinfachung und Beschleunigung der Verfahren für alle 
Beteiligten in der Pflege. Gerade die Digitalisierung birgt ein großes Maß an Potential 
für eine spürbare und notwendige Entlastung auf Seiten aller Beteiligter. Das Tempo 
sollte deutlich erhöht werden, da bisher gerade bei der Telematikinfrastruktur noch 
kein geplanter Einführungstermin gehalten werden konnte und dieser Aspekt einer 
der wichtigsten Ablehnungsgründe der Nutzungspflichtigen gegenüber der TI 
darstellt. Hier muss verloren gegangenes Vertrauen neu geschaffen werden. Gerade  
die TI ist als mächtiges Instrument zur Schaffung echter Interoperabilität geeignet, 
Vereinfachung zu schaffen. 
 
 

II. Stellungnahme 

 
1. § 33 SGB V: Ausweitung von DiGA 

 
Die Fortschritte bei DiGA werden ausdrücklich gutgeheißen. Demgegenüber sind 
DiPA bisher noch nicht im Umlauf, da sich das Verfahren zur Zulassung als zu 
kompliziert und kostenaufwändig darstellt. DiPA können pflegebedürftigen 
Menschen und ihren An- und Zugehörigen indes erhebliche Erleichterungen 
verschaffen und die (Re-)Aktivierung pflegebedürftiger Personen steigern, damit 
insgesamt dazu beitragen, den Status des Pflegebedarfs länger zu erhalten oder 
sogar zu verringern. Eine Vereinfachung des Verfahrens zur Einführung von DiPA 
ist daher dringend erforderlich. 

 
2. § 283 SGB V: Kommunikation mit dem MD via TI 

 
Die Nutzung von KIM ist zwar bewährt, wird von vielen Beteiligten an der TI indes 
abgelehnt, was eine flächendeckende Nutzungsmöglichkeit für die anderen 
Beteiligten unmöglich macht. Daher dient jede Ausweitung der 
Nutzungsmöglichkeiten – idealerweise verbunden mit einer grundsätzlichen 
Nutzungspflicht – der Ausweitung und Akzeptanz von KIM und damit der TI und 
ist zu begrüßen. Der Austausch sollte indes nicht auf den internen Austausch mit 
dem GKV-SV beschränkt sein, sondern auch alle sonstigen Beteiligten erfassen 
und das Recht sollte mit einer Nutzungspflicht einhergehen. So kann eine 
rechtssichere und datenschutzkonforme Kommunikation sichergestellt werden. 
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3. §§ 291, 291a SGB V: eID-Angebotspflicht / europäische Brieftasche 
 
Die eID steht einigen Versicherten seit längerer Zeit zur Verfügung. Die Nutzung 
scheitert indes an unzureichender Akzeptanz. Daher ist zur weiteren Etablierung 
der TI das Aufrechterhalten der Angebotspflicht ausdrücklich zu begrüßen. Diese 
sollte mit einer Akzeptanzpflicht einhergehen, die sich auf die Leistungserbringer 
erstreckt.  
 
§ 291 Abs. 3 S. 2 n. F. SGB V könnte um eine Nr. 4 ergänzt werden: 

 
„4. Leistungserbringer, denen die Nutzungsmöglichkeiten elektronischer  
Gesundheitskarten übertragen wurden sind verpflichtet, auch die von den 
Krankenkassen den Versicherten zur Verfügung gestellten elektronischen 
Identitätsnachweise zu nutzen, wenn Versicherte sich damit nach § 366 Abs. 4 
Nr. 3, Abs. 5 identifizieren können.“ 

 
4. § 295 Abs. 1c SGB V: Nutzungspflicht KIM 
 

Die Nutzungspflicht für KIM ist aus den oben genannten Gründen zur Etablierung 
der TI dringend notwendig. Die Pflicht darf aber nicht auf Leistungserbringer  
beschränkt sein, da diese ansonsten Doppelstrukturen aufrechterhalten müssen. 
Der Wortlaut sollte daher wie folgt verändert werden: 
 

„(1c) Alle Leistungserbringer, Kostenträger, Medizinische Dienste und 
sonstige Prüfdienste der Kranken- und Pflegekassen und privaten 
Kranken- und Pflegeversicherer nach diesem Buch und dem Elften Buch 
sind verpflichtet, elektronische Briefe mittels des sicheren 
Übermittlungsverfahrens nach § 363a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 zu 
empfangen und zu versenden,  
sobald die technischen Voraussetzungen dafür gegeben sind.“  
(Vorgeschlagene Änderungen in Fettdruck eingefügt.) 

 
5. § 306 SGB V: Schaffung der TI 
 

Die Schaffung der TI liegt auch nach dem neuen Entwurf ausschließlich bei der 
Ärzteschaft inkl. Krankenhäuser, Apothekern und dem BMG. Die Pflege wird nicht 
vertreten. Das hat in der Vergangenheit dazu geführt, dass beim eRP die Pflege 
vollständig vergessen wurde, das eRP-Handling auch nach über zwei Jahren  
immer noch nicht pflegetauglich reguliert und erst recht nicht umgesetzt wurde. Im 
Oktober 2024 sollte die eVO-HKP in einem „ersten Workshop“ entwickelt werden. 
Bereits einleitend wurde eröffnet, dass Kassen und Ärzteschaft schon seit einem 
1 ¾-Jahr daran arbeiten. Die Pflege ist daher als gleichberechtigter Partner 
aufzunehmen, da die bisherige Vorgehensweise sehr deutlich erkennen lässt, 
dass langwierig zu behebende Mängel hätten vermieden werden können. § 360 
Abs. 1 S.1 SGB V könnte daher lauten: 
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„(1) Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium 
für Gesundheit, der Spitzenverband Bund der Krankenkassen, die 
Kassenärztliche Bundesvereinigung, die Kassenzahnärztliche 
Bundesvereinigung, die Bundesärztekammer, die Bundeszahnärztekammer, 
die Deutsche Krankenhausgesellschaft sowie die für die Wahrnehmung der 
wirtschaftlichen Interessen gebildete maßgebliche Spitzenorganisation der 
Apotheker auf Bundesebene und die für die Wahrnehmung der Interessen 
der bundesweit  
tätigen Berufs- und Arbeitgeberverbände der Pflege schaffen die Tele-
matikinfrastruktur.“ 

 
6. § 339 Abs. 5 SGB V: Nutzung des eHBA  
 

Der derzeitige Wortlaut ergibt sich wie folgt: 
 

„(5) Die in den §§ 352, 356 Absatz 1, § 357 Absatz 1 und § 359 Absatz 1  
genannten zugriffsberechtigten Personen, die nicht über einen elektronischen 
Heilberufsausweis verfügen, dürfen auf Daten in einer Anwendung nach § 334 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 5 und 7 mittels der elektronischen 
Gesundheitskarte oder mit einer digitalen Identität der Versicherten nach § 
291 Absatz 8 Satz 1 oder gemäß Absatz 4 nur zugreifen, wenn sie für diesen 
Zugriff von einer Person autorisiert werden, die über einen ihrer 
Berufszugehörigkeit entsprechenden elektronischen Heilberufsausweis oder 
eine digitale Identität nach § 340 Absatz 6 verfügt. Es ist nachprüfbar 
elektronisch zu protokollieren, wer auf welche Daten zugegriffen hat und von 
welcher Person die zugreifende Person für den Zugriff autorisiert wurde.“ 

 
Bisher wurde versäumt, Regelungen zu den folgenden Punkten zu finden: 

• Voraussetzungen für die Autorisierung 

• Voraussetzungen für den Widerruf einer Autorisierung 
Es ist zudem keine Vorgehensweise dazu beschrieben, wenn sich Inhaber eines 
eHBA weigern, eine Autorisierung abzugeben, wozu sie auch nicht verpflichtet 
werden können. Zudem ist das Szenario des Wechsels in eine andere Einrichtung 
oder z. B. in den Ruhestand zu berücksichtigen. 
 
Die Regelung könnte daher wie folgt ergänzt werden: 
 

„Abs. (5a) Personen, die über einen elektronischen Heilberufsausweis oder 
eine digitale Identität nach § 340 Abs. 6 verfügen können nicht verpflichtet 
werden, Dritte nach Absatz 5 zu autorisieren. Eine erteilte Autorisierung kann 
jederzeit formlos widerrufen werden. Der Widerruf gegenüber Dritten ist in 
Textform möglich. Mit dem Ausscheiden der in Satz 1 genannten Inhabenden 
aus der Pflegeeinrichtungen erlöschen Autorisierungen unmittelbar, ohne dass 
es eines Widerrufs bedarf. Das gleiche gilt bei deren Tod.“ 
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7. § 341 Abs. 2 – Elektronische Entlassbriefe

Die Möglichkeit, elektronische Entlassbriefe zu nutzen ist begrüßenswert. Auch
zu diesem Punkt sollte eine grundsätzliche Verpflichtung zur Stärkung der TI
gedacht werden. § 341 Abs. 2 Nr. 1d könnte daher wie folgt – nach dem Eintrag
der elektronischen Entlassbriefe – ergänzt werden:

„Grundsätzlich ist die Nutzung elektronischer Arztbriefe und elektronischer 
Entlassbriefe verpflichtend, soweit diese nicht aus technischen Gründen  
unmöglich ist oder der Versicherte der Nutzung widersprochen hat.“ 

8. § 363c Verpflichtende Nutzung von sicheren Übermittlungsverfahren

Die Verpflichtung wird – wie aus oben erfolgten Stellungnahmen begründet –
ausdrücklich unterstützt. Nach wie vor ist indes unklar, über welche KIM-
Adressen die Kommunikation z. B. mit den Kranken- und Pflegekassen stattfinden
kann. Es ist daher wünschenswert eine einheitliche Form einer immer zu
erreichenden KIM-Adresse einzuführen. Die Ergänzung in § 363c Abs. 2 könnte
daher nach dem letzten Punkt lauten:

„Die Kranken- und Pflegekassen stellen den Leistungserbringern eine 
einheitliche Adresse des sicheren E-Mail-Dienstes zur Verfügung, die als 
„Info@“-Adresse zzgl. der nachfolgenden Domainnamen und -bezeichnungen 
ausgestaltet ist.“ 

Ferner wäre eine Ergänzung um einen neuen Absatz 3 wünschenswert, wodurch 
sich die bisherigen Absätze um einen Nummernwert nach hinten verschieben, um 
die Medizinischen Dienste und Prüfdienste der privaten Kranken- und 
Pflegeversicherungen einzubinden. Dieser könnte etwa lauten: 

„(3) Medizinische Dienste und die Prüfdienste der privaten Kranken- und  
Pflegeversicherung sind verpflichtet, zur Kommunikation mit den 
Leistungserbringern den sicheren E-Mail-Dienst nach § 363a Absatz 1 
Nummer 2 zu nutzen. Sollte Leistungserbringern der sichere E-Mail-Dienst 
nach § 363a Absatz 1 Nummer 2 nicht zur Verfügung stehen, können auch 
weitere Kommunikationsmittel für die Kommunikation genutzt werden. Die 
genannten Prüfinstituitionen stellen den Leistungserbringern eine einheitliche 
Adresse des sicheren E-Mail-Dienstes zur Verfügung, die als „Info@“-Adresse 
zzgl. der nachfolgenden Domainnamen und -bezeichnungen ausgestaltet ist.“ 

Der im RefE vorgesehene Absatz 4 sollte entfallen, da die Versendung von 
Telefax-Nachrichten unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten nicht 
sichergestellt werden kann. 
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9. § 363d Inhalte und Nutzung der sicheren Übermittlungsverfahren

In Absatz 3 wird die Möglichkeit zur Sperrung von Nutzern eröffnet. Nach wie vor 
gibt es eine nicht unerhebliche Zahl von potenziellen Nutzern, möglicherweise 
Nutzungspflichtigen, die die Nutzung der sicheren Übermittlungsverfahren 
ablehnt. Diese könnten sich dazu eingeladen fühlen, gegen die in Abs. 3 
genannten Vorschriften zu verstoßen, um eine Sperrung des Zugangs zu 
forcieren. Dies würde dem Ziel möglichst umfänglicher Nutzungspflichten 
widersprechen. Daher sollte hier zunächst an entsprechende Sanktionierung 
etwaigen Fehlverhaltes  
etwa durch Entzug von Förderung und oder Bußgeldverfahren und 
wiederholbarer und in der Intensität stärker werdender Zwangsgeldverfahren 
überlegt werden. Dies könnte etwa erreicht werden, indem § 397 Abs. 2a eine 
neue Nr. 6 erhält, wodurch sich die nachfolgende Nummerierung entsprechend 
erhöht. Diese Nr. 6 könnte lauten: 

„entgegen § 363d Abs. 1 und 2 entweder 
1. als Nutzer die Vereinbarung nach Absatz 1 ablehnt,
2. als Nutzer die Vereinbarung nach Absatz 1 zwar annimmt, aber gegen

Bestimmungen der Rahmenbedingungen nach § 363a Absatz 2
verstößt oder

3. als Nutzer entgegen Absatz 2 Nachrichten zum Zwecke der
kommerziellen Werbung versendet. Gleiches gilt, wenn entgegen §
363e Abs. 2 Nr. 1 das sichere Übermittlungsverfahren“

10. § 106c SGB XI Einbindung der Medizinischen Dienste in die TI

Entsprechend den oben zum SGB V gemachten Angaben sollten nicht nur die 
Medizinischen Dienste, sondern auch die Prüfdienste der PKV mit einer 
Nutzungspflicht versehen werden. Die Nutzungspflicht soll entsprechend obiger 
Ausführungen nicht nur zwischen den Kassen und den Prüfdiensten, sondern 
auch gegenüber den Leistungserbringern gelten. 

11. § 106d SGB XI Verpflichtende Nutzung von sicheren Übermittlungs-
verfahren

(s. o. zu SGB V) 

Mit freundlichen Grüßen 
Bundesverband Ambulante Dienste und Stationäre Einrichtungen (bad) e. V. 
Essen, 12.05.2026 
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